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Vorläufig Fassung 

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen der 
Ressourceneffizienz für kleinere und mittlere Unternehmen 

(Förderrichtlinie Ressourceneffizienz Sachsen-Anhalt für KMU) 

Erl. des MWU vom - 34-34332-14 

 

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

1.1 Zuwendungszweck 

Mit Mitteln aus dem Fonds für einen gerechten Übergang (Just-Transition-Fund = JTF) wer-
den Zuwendungen für Vorhaben gewährt, die zum Übergang zu einer nachhaltigen, klima-
neutralen Kreislaufwirtschaft einschließlich der Steigerung der Ressourceneffizienz beitra-
gen. Ziel ist hierbei eine klimaneutrale Transformation des Industriestandortes Mitteldeut-
sches Revier Sachsen-Anhalt auf der Basis weitgehend geschlossener Wertschöpfungsket-
ten. 

1.2 Rechtsgrundlagen 

Das Land Sachsen-Anhalt gewährt Zuwendungen für Maßnahmen gemäß Nummer 1.1 zur 
Steigerung der Ressourceneffizienz auf der Grundlage 

a) der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. Juni 2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für regi-
onale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den 
Fonds für einen gerechten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- und 
Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den Asyl-, 
Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds für die innere Sicherheit und das Instru-
ment für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABl. L 231 
vom 30.6.2021, S. 159; L 261 vom 22.7.2021, S. 58; L 450 vom 16.12.2021, S. 158; 
L 241 vom 19.9.2022, S. 16; L 65 vom 2.3.2023, S. 59), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung (EU) 2023/955 (ABl. L 130 vom 16.5.2023, S. 1) sowie den hierzu von der 
EU-Kommission verabschiedeten Delegierten Verordnungen und Durchführungsver-
ordnungen, in der jeweils geltenden Fassung, 

b) der Verordnung (EU) 2021/1056 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. Juni 2021 zur Einrichtung des Fonds für einen gerechten Übergang (ABl. L 231 
vom 30.6.2021, S. 1; L 421 vom 26.11.2021, S. 74) sowie den hierzu von der EU-
Kommission verabschiedeten Delegierten Verordnungen und Durchführungsverord-
nungen, in der jeweils geltenden Fassung, 

c) der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststel-
lung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in An-
wendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union (ABI. L 187 vom 26.6.2014, S. 1, L 283 vom 27.9.2014, S. 65), zuletzt 
geändert durch Verordnung (EU) 2023/1315 (ABI. L 167 vom 30.6.2023, S. 1),  

d) der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt vom 30. 
April 1991 (GVBl. LSA S. 35), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. 
April 2023 (GVBI. LSA S. 201, 204), einschließlich der dazu ergangenen Verwal-
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tungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung (VV-LHO, RdErl. des MF vom 1. Feb-
ruar 2001, MBI. LSA S. 241, zuletzt geändert durch RdErl. vom 22. Mai 2023, MBI. 
LSA 2023 S. 198), in der jeweils geltenden Fassung, 

e) des Zuwendungsrechtsergänzungserlasses (RdErl. des MF vom 6. Juni 2016, MBI. 
LSA S. 383, zuletzt geändert durch RdErl. vom 28. September 2022 (MBI. LSA S. 
510), in der jeweils geltenden Fassung, 

f) des Programms des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und des Europäi-
schen Fonds für einen gerechten Übergang 2021-2027 Sachsen-Anhalt (EFRE/JTF 
Programms 2021–2027 des Landes Sachsen-Anhalt) und 

g) den Erlassen der EU-Verwaltungsbehörde für den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus und den Fonds für einen gerechten 
Übergang für die Förderperiode 2021-2027 (EFRE/ESF+JTF). 

1.3 Zuwendungsanspruch 

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht, die Bewilligungsbehörde ent-
scheidet auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmittel. 

 

2. Gegenstand der Förderung 

2.1 Im Rahmen von Vorhaben, die dem Zuwendungszweck dienen, werden investive und 
nichtinvestive Maßnahmen gefördert, die durch Senkung des Ressourcenverbrauches zur 
indirekten Einsparung von treibhauswirksamen Gasen und zur innovativen Rückgewinnung 
von Wertstoffen und der Rückführung in den Wirtschaftskreislauf beitragen. 

2.1.1 Förderfähige Projekte im Sinne der Nummer 2.1 sind insbesondere: 

a) Projekte zur Produktentwicklung/-gestaltung unter dem Blickwinkel der Langlebigkeit 
durch Wiederverwendung und Reparatur sowie Recyclingfähigkeit von Produkten, 

b) innovative, abfallvermeidende Produktionsprozesse durch Substitution bedenklicher Che-
mikalien oder Entwicklung von Technologien und deren Marktplatzierung zum stärkeren roh-
stofflichen Kunststoffrecycling, 

c) Entwicklung und Installation von Anlagentechnologien, um die bestehenden Abfallströme 
besser und selektiver zu recyceln oder rechtzeitig geeignete Verfahren für künftig vermehret 
anfallende Abfallströme zu entwickeln (beispielsweise Carbon- oder Glasfaserkunststoff-Ma-
terialien) und 

d) Projekte zur Stärkung eines Marktes für Sekundärrohstoffe und Schaffung regionaler 
Wertschöpfungskreisläufe. 

2.2 Alle Vorhaben werden unter Einhaltung der Charta der Grundrechte der Europäi-
schen Union und im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen der Verordnung (EU) 
2021/1060 ausgewählt und durchgeführt. 

2.3 Nicht gefördert werden: 

a) Maßnahmen im Zusammenhang mit Deponierung, 

b) Maßnahmen mit dem Hauptzweck der Beseitigung, energetischen Verwertung und 
Verfüllung, 
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c) Maßnahmen, deren Durchführung auf einer gesetzlichen Verpflichtung oder behördli-
chen Anordnung beruht,  

d) der Erwerb und die Verwendung gebrauchter Anlagen sowie neuer Anlagen mit über-
wiegend gebrauchten Anlagenteilen, 

e) vor Antragstellung begonnene Vorhaben gemäß Nummer 7.4.1, 

f) die nach nationalen Umsatzsteuerregelungen erstattungsfähige Umsatzsteuer, 

g) Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz und 

h) Ausgaben für Sollzinsen, Betriebskosten, Abgaben und Eigenleistungen. 

 

3. Zuwendungsempfänger 

3.1 Antragsberechtigt für Vorhaben gemäß Nummer 2.1 sind kleine und mittlere Unter-
nehmen, die juristische Personen des Privatrechts sind. Antragsberechtigte müssen ihre Be-
triebsstätte in einer Gebietskörperschaft im Mitteldeutschen Revier in Sachsen-Anhalt haben. 
Dazu zählen die Landkreise Anhalt-Bitterfeld, Burgenlandkreis, Mansfeld-Südharz, Saale-
kreis sowie die kreisfreie Stadt Halle (Saale). 

3.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind: 

a) Unternehmen, die in der Herstellung, Verarbeitung und Vermarktung von Tabak und Ta-
bakerzeugnissen tätig sind, 

b) Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß Artikel 2 Nr. 18 der Verordnung (EU) Nr. 
651/2014 und 

c) Antragsteller, die einer Rückforderungsanordnung auf Grund eines früheren Beschlus-
ses der Europäischen Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und 
ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind. 

 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 Vorhaben von kleinen und mittleren Unternehmen werden nur gefördert, wenn die zu-
wendungsfähigen Ausgaben für Maßnahmen mindestens 250 000 Euro betragen.  

4.2 Die Auswahl der förderwürdigen Projekte erfolgt auf der Grundlage von folgenden, 
durch den Begleitausschuss genehmigten Projektauswahlkriterien: 

a) Eignung des Antragstellers, 
b) Qualität des Projektkonzeptes und 
c) Ressourceneffizienzpotential des Vorhabens. 

4.3 Die geförderten Vorhaben müssen im Mitteldeutschen Revier in Sachsen-Anhalt um-
gesetzt werden. Dazu zählen die Landeskreise Anhalt-Bitterfeld, Burgenlandkreis, Mansfeld-
Südharz, Saalekreis sowie die kreisfreie Stadt (Halle). 

4.4 Infrastrukturinvestitionen, die eine erwartete Lebensdauer von mindestens fünf Jah-
ren aufweisen, müssen gemäß Artikel 73 Abs. 2 Buchst. j der Verordnung (EU) 2021/1060 
klimaverträglich sein. 
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5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

5.1 Art der Zuwendung 

Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung. 

5.2 Art der Finanzierung 

Die Förderung wird als Anteilfinanzierung gewährt. 

5.3 Form der Zuwendung 

Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt. 

5.4 Höhe der Zuwendung 

Die Zuwendung beträgt unter Berücksichtigung der höchsten Beihilfeintensitäten gemäß der 
Anlage für Vorhaben von kleinen und mittleren Unternehmen bis zu 80 v. H. der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben. 

5.5 Beihilferechtliche Grundlage 

Die Förderung nach der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 wird ausschließlich als Umwelt-
schutzbeihilfe gewährt gemäß 

a) Artikel 47 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 (Investitionsbeihilfen für Ressourceneffizi-
enz und zur Unterstützung des Übergangs zu einer Kreislaufwirtschaft) und 

b) Artikel 49 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 (Beihilfen für Studien und Beratungsleis-
tungen in den Bereichen Umweltschutz und Energie). 

Es gelten die ergänzenden Regelungen der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 gemäß Anlage 
dieser Richtlinie. Sofern diese Regelungen eingehalten werden, gelten die ggf. einschrän-
kenden Bestimmungen im Hauptteil der Richtlinie. 

5.6 Bemessungsgrundlage 

5.6.1 Bemessungsgrundlage sind die zuwendungsfähigen Ausgaben. 

5.6.2 Zuwendungsfähige Ausgaben sind ausschließlich die beihilfefähigen Ausgaben ge-
mäß Nummer 5.4. 

5.6.3 Zuwendungsfähig sind insbesondere die Investitionen in das Anlagevermögen, sowie 
die mit der Investition unmittelbar im Zusammenhang stehenden anrechenbaren Ausgaben 
für Nebenkosten (beispielsweise Planungskosten) durch unabhängige Dritte. Letztere dürfen 
höchstens 20 v. H. der Gesamtausgaben betragen.  

5.7 Kumulierung mit anderen Fördermitteln 

Eine Kumulierung mit weiteren Fördermitteln für die gleichen zuwendungsfähigen Kosten ist aus-

geschlossen. 

 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1 Die Zuwendung wird für Unternehmen als Beihilfe nach Artikel 47 und 49 der Verord-
nung (EU) Nr. 651/2014 gewährt.  

6.2 Für die geförderten Vorhaben sind eine separate Rechnungsführung oder geeignete 
Rechnungsführungscodes einzurichten. 



 

5 

 

6.3 Ausgaben für eine Verlagerung gemäß Artikel 2 Nr. 61a der Verordnung (EU) Nr. 
651/2014 gehören nicht zu den förderfähigen Ausgaben. 

6.4 Die Regelungen zur Dauerhaftigkeit gemäß Artikel 65 der Verordnung (EU) 
2021/1060 sind zu beachten. Die gewährte Zuwendung kann zurückgefordert werden, wenn 
innerhalb von drei Jahren bei Vorhaben von kleinen und mittleren Unternehmen nach der 
Abschlusszahlung an den Zuwendungsempfänger:  

a) die Aufgabe oder Verlagerung einer Produktionstätigkeit an einen Standort außerhalb 
des Landes Sachsen-Anhalts erfolgt, in der die Tätigkeit Unterstützung erhielt, 
b) die Änderung der Eigentumsverhältnisse bei einer Infrastruktur vorgenommen wird, 
wodurch einer Firma oder einer öffentlichen Einrichtung ein ungerechtfertigter Vorteil 
entsteht oder 
c) eine erhebliche Veränderung der Art, der Ziele oder der Durchführungsbedingungen 
des Vorhabens vorgenommen wird, die seine ursprünglichen Ziele untergraben würde. 

6.5 Zuwendungen kommen nur in Betracht, wenn der Zuwendungsempfänger die finanzi-
elle Tragfähigkeit des Projekts sowie der daran anschließenden Folgekosten in Form von fi-
nanziellen Mitteln oder Mechanismen plausibel erklärt, um Betriebs- und Instandhaltungskos-
ten während dem Zeitraum der Dauerhaftigkeit abzudecken. 

6.6 Ausgaben für Zuwendungsempfänger, welche in den Anwendungsbereich des vierten 
Teils des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) oder des Gesetzes des Lan-
des Sachsen-Anhalt zur Sicherung von Tariftreue, Sozialstandards und Wettbewerb bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge (Tariftreue- und Vergabegesetz Sachsen-Anhalt - TVergG LSA) 
fallen oder nach anderen gesetzlichen Vorschriften zur Anwendung des öffentlichen Vergabe-
rechts verpflichtet sind, kommen für eine Förderung nur in Betracht, wenn sichergestellt wird, 
dass für Auftragsvergaben ab Erreichen oder oberhalb des Schwellenwertes gemäß § 106 
GWB (einschließlich der Vergabe von Losen gemäß § 3 Absatz 9 Vergabeverordnung [VgV] 
bzw. § 2 Absatz 9 Verordnung über die Vergabe von öffentlichen Aufträgen im Bereich des 
Verkehrs, der Trinkwasserversorgung und der Energieversorgung [Sektorenverordnung – 
SektVO]) Angaben:  

a) zu dem oder den wirtschaftlichen Eigentümer des Auftragnehmers erhoben werden. 
Die zu erhebenden Angaben umfassen: Name, Vorname, Geburtsdatum sowie die Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer oder Steuer-Identifikationsnummer und 

b) zu Nachauftragnehmern des Auftragnehmers erhoben werden, sofern der Gesamt-
wert je Unterauftrag 50 000 Euro mit Umsatzsteuer übersteigt. Die zu erhebenden Anga-
ben umfassen: Name, Vorname sowie die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer oder 
Steuer-Identifikationsnummer. 

6.7 Der Zuwendungsempfänger ist zu verpflichten, die Publizitätsvorschriften gemäß Arti-
kel 50 Verordnung (EU) 2021/1060 einzuhalten. 

6.8 Der Zuwendungsempfänger ist zu verpflichten, an der Überprüfung der Effizienz der 
aus Mitteln des JTF finanzierten Förderprogramme gemäß den Artikeln 18 und 40 bis 42 so-
wie 44 der Verordnung (EU) 2021/1060 mitzuwirken. Die konkreten Anforderungen für das 
Vorhaben sind im Zuwendungsbescheid zu regeln. 

 

7. Anweisung zum Verfahren 

7.1 Anwendungsvorschriften 
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Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zu-
wendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu § 
44 der Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt, soweit nicht in dieser Förder-
richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind. 

7.2 Bewilligungsbehörde ist die Investitionsbank Sachsen-Anhalt, Domplatz 12, 39104 
Magdeburg. 

7.3 Im Anwendungsbereich der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (ANBest-P ist abweichend von Nummer 3.2 der ANBest-P für Zuwendungs-
empfänger, welche nicht aufgrund von Rechtsvorschriften verpflichtet sind, öffentliches 
Vergaberecht anzuwenden (private Auftraggeber), bei Auftragswerten ab 100 000 Euro die 
Einholung von drei Angeboten ausreichend (Abschnitt 7 Nr. 1.11 des Zuwendungsrechtser-
gänzungserlasses). 

7.4 Antragsverfahren 

7.4.1 Abweichend von VV Nr. 1.3 zu § 44 der Landeshaushaltsordnung des Landes Sach-
sen-Anhalt LHO ist der frühestmögliche Beginn des Vorhabens der Zeitpunkt des Antragein-
gangs bei der Bewilligungsbehörde. Die Bewilligungsbehörde wird nach erfolgter Antragstel-
lung eine Eingangsbestätigung ausstellen. Aus dem förderunschädlichen Vorhabenbeginn 
zum Zeitpunkt des Antragseingangs kann kein Rechtsanspruch auf eine spätere Förderung 
abgeleitet werden. Die Antragstellenden tragen bis zur tatsächlichen Genehmigung des Vor-
habens das volle Finanzierungsrisiko. Ein Vorhaben darf nicht gefördert werden, wenn es vor 
Antragseingang begonnen wurde. Die Bedingungen für einen förderunschädlichen Vorha-
benbeginn ab Antragseingang sind mit den Antragsunterlagen zu veröffentlichen. 

7.4.2 Anträge sind auf vorgeschriebenen Formularen und mit den erforderlichen formge-
bundenen und formlosen Anlagen an die Bewilligungsbehörde zu richten. Die Formulare 
werden von der Bewilligungsbehörde vorgehalten und im Internet unter www.ib-lsa.de einge-
stellt. 

7.4.3 Anschließend wird durch die Bewilligungsbehörde anhand festgelegter Kriterien nach 
Nummer 4.2 eine Rangliste aufgestellt. In dieser Liste werden in Abhängigkeit von fachlichen 
Merkmalen und zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln die Vorhaben aufgenommen, für 
die voraussichtlich im Rahmen dieser Richtlinie Zuwendungen bewilligt werden können. 

7.4.4 Der Projektzeitraum, innerhalb dessen das Vorhaben umgesetzt werden muss, endet 
am 30. Juni 2027. 

7.5 Bewilligungs-, Auszahlungs- und Abrechnungsverfahren 

7.5.1 Die Bewilligungsbehörde entscheidet über die Anträge auf der Grundlage der Projek-
tauswahlkriterien nach Nummer 7.4.3 unter Berücksichtigung der entsprechenden fachlichen 
Stellungnahmen sowie der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel durch schriftlichen Be-
scheid. 
Der Zuwendungsbescheid ersetzt nicht die für das Vorhaben notwendigen haushaltsrechtli-
chen und öffentlich-rechtlichen Genehmigungen. Diese müssen vor Auftragsvergabe oder 
vor Baubeginn sowie insbesondere vor dem ersten Mittelabruf vorliegen. 

7.5.2 Der Informationsaustausch zwischen der Bewilligungsstelle und den Zuwendungs-
empfängern ist elektronisch über das Kundenportal der Investitionsbank Sachsen-Anhalt vor-
zunehmen. Ausnahmen können nur zugelassen werden, wenn ein Zuwendungsempfänger 
ausdrücklich den Informationsaustausch in Papierform beantragt und begründet. Die Regelu-
gen zur Bekanntgabe von elektronischen Bescheiden nach § 1 des Verwaltungsverfahrens-
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gesetzes Sachsen-Anhalt vom 18. November 2005 (GVBl. LSA S. 698, 699), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Februar 2023 (GVBl. LSA S. 50), in der jeweils 
geltenden Fassung, in Verbindung mit § 41 Abs. 2a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), zuletzt geändert 
durch Artikel 24 Abs. 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I, S. 2154), in der jeweils 
geltenden Fassung, bleiben unberührt. 

7.5.3 Die Auszahlung der bewilligten Zuwendungen erfolgt auf Anforderung der Zuwen-
dungsempfänger mittels des von der Bewilligungsbehörde bereitgestellten elektronischen 
Formulars auf das von den Zuwendungsempfängern benannte Konto.  

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt als Erstattung bereits durch den Zuwendungsemp-
fänger geleisteter Zahlungen für zuwendungsfähige Ausgaben. Dem Auszahlungsantrag sind 
deshalb die jeweiligen Rechnungen nebst Buchungsbeleg als Nachweis für die geleisteten 
Zahlungen beizufügen. Die mit der Mittelabforderung vorzulegenden Nachweise müssen 
nicht nochmals mit dem Verwendungsnachweis vorgelegt werden. Sie werden gleichzeitig 
für die Verwendungsnachweisprüfung anerkannt. 

7.5.4 Aufgrund der vorhabenbegleitenden Prüfung des Projektfortschritts im Rahmen der 
Auszahlungen wird abweichend von Nummer 6.1 der ANBest-P auf die Vorlage von Zwi-
schennachweisen verzichtet. Dies gilt nicht für Vorhaben mit einem Bewilligungszeitraum, 
welcher sich über mehr als drei Haushaltsjahre erstreckt. Für derartige Vorhaben ist die Vor-
lage von Zwischennachweisen nach Ablauf des dritten Haushaltsjahres verpflichtend (Ab-
schnitt 2 Nr. 6.2 des Zuwendungsrechtsergänzungserlasses). 

7.6 Prüfungsrechte 

Das Ministerium, der Landesrechnungshof Sachsen-Anhalt, der Europäische Gerichtshof, 
der Europäische Rechnungshof, die Europäische Kommission die für die Förderung des Pro-
gramms für den EFRE/JTF 2021 bis 2027 im Land Sachsen-Anhalt eingerichteten Behörden 
und Stellen sowie die Bewilligungsbehörde sind jederzeit befugt, das Vorliegen der Voraus-
setzungen für die Förderung durch Kontrollmaßnahmen (zum Beispiel durch Besichtigung an 
Ort und Stelle, Einsichtnahme in die Bücher, Belege und sonstige Unterlagen) zu prüfen oder 
durch Beauftragte prüfen zu lassen sowie Auskünfte über die tatsächlichen und rechtlichen 
Verhältnisse einzuholen. 
Die im Rahmen dieser Richtlinien zu erbringenden Nachweise können im Rahmen einer wis-
senschaftlichen Evaluation verwendet und ausgewertet werden. Alle diese Daten werden in 
diesem Fall nur anonymisiert veröffentlicht. 

7.7 Verfügbarkeit der Belege 

7.7.1 Sämtliche Belege und Verträge sowie alle sonst mit der Zuwendung zusammenhän-
genden Unterlagen der geförderten Vorhaben sind mindestens für einen Zeitraum von fünf 
Jahren ab dem 31. Dezember des Jahres, in dem die Bewilligungsbehörde die letzte Zah-
lung an den Zuwendungsempfangenden entrichtet hat, aufzubewahren. Die genannte Frist 
wird durch Gerichtsverfahren oder auf Ersuchen der Europäischen Kommission unterbro-
chen. Über das konkrete Fristende und eintretende Unterbrechungen ist der Zuwendungs-
empfänger zu informieren. Davon unberührt bleiben längere Aufbewahrungsfristen nach 
steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften. 

7.7.2  Abweichend von Nummer 6.5 der ANBest-P sind alle Belege, die mittels elektroni-
scher Kommunikation an die Bewilligungsbehörde übermittelt werden, als Nachweis ausrei-
chend. Der Zuwendungsempfänger hat jedoch sicherzustellen, dass jederzeit der Nachweis 
der Übereinstimmung der elektronisch übersandten Unterlagen mit den Originalen erbracht 
werden kann. 
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8. Sprachliche Gleichstellung 

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Erl. gelten jeweils in männlicher und 
weiblicher Form. 

9. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieser Erl. tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. Die Laufzeit dieser Richtlinie ist bis 
zum Zeitpunkt des Auslaufens der Verordnung (EU) Nr. 651/2014, zuzüglich einer Anpas-
sungsfrist von 6 Monaten, mithin bis zum 30. Juni 2027 befristet. 

 

 

 

An die  

Investitionsbank Sachsen-Anhalt 
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Anlage 

(zu Nummer 5.4 und 5.5) 

 

1. Förderzeitraum 

Die Förderung ist zulässig vom Inkrafttreten dieser Förderrichtlinie an bis zum Ablauf der För-
derrichtlinie, längstens bis zum 30.06.2027. 

 

2. Förderausschlüsse 

Die Förderung ist ausgeschlossen im Hinblick auf  

a) Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß der Definition in Art. 2 Nr. 18 der VO (EU) Nr. 
651/2014;  

b) Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren 
Beschlusses der Europäischen Kommission zur Festlegung der Unzulässigkeit einer 
Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind;  

c) Unternehmen in der Fischerei und Aquakultur im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 
1379/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates, ausgenommen 
Ausbildungsbeihilfen, Beihilfen zur Erschließung von KMU- Finanzierungen, 
Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen, Innovationsbeihilfen für KMU, Beihilfen für 
benachteiligte Arbeitnehmer und Arbeitnehmer mit Behinderungen, regionale 
Investitionsbeihilfen für Gebiete in äußerster Randlage und regionale 
Betriebsbeihilferegelungen, Beihilfen für Projekte der von der örtlichen Bevölkerung 
betriebenen lokalen Entwicklung, Beihilfen für Projekte der europäischen territorialen 
Zusammenarbeit, Beihilfen in Form von Umweltsteuerermäßigungen nach Artikel 15 
Absatz 1 Buchstabe f und Artikel 15 Absatz 3 der Richtlinie 2003/96/EG des Rates, 
Beihilfen im Rahmen von aus dem Fonds „InvestEU“ unterstützten Finanzprodukten, 
mit Ausnahme der in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der 
Kommission aufgeführten Vorhaben, Beihilfen für Kleinstunternehmen in Form 
öffentlicher Eingriffe bezüglich der Strom-, Erdgas- oder Wärmeversorgung im Sinne 
des Artikels 19c der VO (EU) 651/2014, Beihilfen für KMU in Form befristeter 
öffentlicher Eingriffe bezüglich der Versorgung mit Strom, Gas oder aus Erdgas oder 
Strom erzeugter Wärme zur Abfederung der durch den russischen Angriffskrieg gegen 
die Ukraine bedingten Preiserhöhungen im Sinne des Artikels 19d der VO (EU) 
651/2014; 

d) Beihilfen für die Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

e) Unternehmen in der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, 

aa) wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder der Menge der bei 
Primärerzeugern erworbenen oder von den betreffenden Unternehmen 
vermarkteten Erzeugnisse richtet oder 

bb) wenn die Beihilfe an die Bedingung geknüpft ist, dass sie ganz oder teilweise 
an die Primärerzeuger weitergegeben wird; 

f) Beihilfen zur Erleichterung der Stilllegung nicht wettbewerbsfähiger 
Steinkohlebergwerke im Sinne des Beschlusses 2010/787/EU des Rates; 

Wenn ein Unternehmen sowohl in den nach Ziffer 2 Buchstabe c, d oder e ausgeschlossenen 
Bereichen als auch in anderen nicht ausgeschlossenen Bereichen tätig ist, gilt diese Richtlinie 
für Zuwendungen, die für die letztgenannten Bereiche oder Tätigkeiten gewährt werden, sofern 
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durch geeignete Mittel wie die Trennung der Tätigkeiten oder die Zuweisung der Kosten si-
chergestellt ist, dass die im Einklang mit dieser Richtlinie gewährten Zuwendungen nicht den 
Tätigkeiten in den ausgeschlossenen Bereichen zugutekommen. 

 

3. Weitere Zuwendungsvoraussetzungen 

Diese Richtlinie gilt nicht für Beihilfemaßnahmen, die als solche, durch die mit ihnen verbun-
denen Bedingungen oder durch ihre Finanzierungsmethode zu einem nicht abtrennbaren Ver-
stoß gegen Unionsrecht führen, insbesondere dürfen Zuwendung nicht davon abhängig ge-
macht werden, dass 

a) der Zuwendungsempfänger seinen Sitz in dem betreffenden Mitgliedstaat hat oder 
überwiegend in diesem Mitgliedstaat niedergelassen ist. Es kann jedoch verlangt 
werden, dass der Zuwendungsempfänger zum Zeitpunkt der Auszahlung der Beihilfe 
eine Betriebsstätte oder Niederlassung in dem die Zuwendung gewährenden 
Mitgliedstaat hat. 

b) heimische Waren Vorrang vor eingeführten Waren erhalten. 

c) der Zuwendungsempfänger einheimische Waren verwendet oder einheimische 
Dienstleistungen in Anspruch nimmt. 

d) die Ergebnisse von Forschung, Entwicklung und Innovation von den 
Zuwendungsempfängern nicht in anderen Mitgliedstaaten genutzt werden dürfen. 

Zuwendungen sind ausgeschlossen für Tätigkeiten im Zusammenhang mit Ausfuhren in Dritt-
länder oder Mitgliedstaaten; dies gilt insbesondere für Zuwendungen, die unmittelbar mit den 
ausgeführten Mengen, dem Aufbau oder dem Betrieb eines Vertriebsnetzes oder anderen lau-
fenden Kosten in Verbindung mit der Ausfuhrtätigkeit zusammenhängen. 

 

4. Kumulierung 

Nach der Richtlinie gewährte Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten bestimmen 
lassen, können kumuliert werden mit 

a) anderen staatlichen Beihilfen, sofern diese Maßnahmen unterschiedliche bestimmbare 
beihilfefähige Kosten betreffen; 

b) anderen staatlichen Beihilfen für dieselben, sich teilweise oder vollständig 
überschneidenden beihilfefähigen Kosten, jedoch nur, wenn durch diese Kumulierung 
die höchste nach dieser Verordnung für diese Beihilfen geltende Beihilfeintensität 
beziehungsweise der höchste nach dieser Verordnung für diese Beihilfen geltende 
Beihilfebetrag nicht überschritten wird. 

Beihilfen für CLLD- und EIP-Projekte, Projekten der europäischen territorialen Zusammenar-
beit, Risikofinanzierungsbeihilfen, Risikofinanzierungsbeihilfen für KMU in Form von Steuer-
anreizen für private Investoren die natürliche Personen sind, Beihilfen für Unternehmensneu-
gründungen und Beihilfen für auf KMU spezialisierte Handelsplattformen, bei denen sich die 
beihilfefähigen Kosten nicht bestimmen lassen, können mit anderen staatlichen Beihilfen, bei 
denen sich die beihilfefähigen Kosten bestimmen lassen, kumuliert werden. Beihilfen, bei de-
nen sich die beihilfefähigen Kosten nicht bestimmen lassen, können mit anderen staatlichen 
Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten nicht bestimmen lassen, kumuliert werden, 
und zwar bis zu der für den jeweiligen Sachverhalt einschlägigen Obergrenze für die Gesamt-
finanzierung, die im Einzelfall in dieser oder einer anderen Gruppenfreistellungsverordnung 
oder in einem Beschluss der Kommission festgelegt ist. 
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Nach dieser Richtlinie gewährte Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten nicht be-
stimmen lassen, können mit anderen Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten nicht 
bestimmen lassen, kumuliert werden, sofern diese Beihilfen der Behebung einer beträchtlichen 
Störung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 Buch-
stabe b AEUV dienen und durch einen Beschluss der Kommission genehmigt wurden 

Nach dieser Richtlinie gewährte Beihilfen dürfen nicht mit De-minimis-Beihilfen für dieselben 
beihilfefähigen Kosten kumuliert werden, wenn durch diese Kumulierung die in Kapitel III der 
VO (EU) 651/2014 festgelegten Beihilfeintensitäten oder Beihilfehöchstbeträge überschritten 
werden. 

Abweichend von Ziffer 4 Buchstabe b können Beihilfen in Form von Lohnkostenzuschüssen 
für die Beschäftigung von Arbeitnehmern mit Behinderungen und Beihilfen zum Ausgleich der 
durch die Beschäftigung von Arbeitnehmern mit Behinderungen verursachten Mehrkosten zu-
gunsten von Arbeitnehmern mit Behinderungen mit anderen nach dieser Verordnung freige-
stellten Beihilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten über die höchste nach dieser Verord-
nung geltende Obergrenze hinaus kumuliert werden, solange diese Kumulierung nicht zur ei-
ner Beihilfeintensität führt, die 100 % der einschlägigen, während der Beschäftigung der be-
treffenden Arbeitnehmer anfallenden Kosten übersteigt. 

 

5. Art, Umfang und Höhe der Förderung 

5.1 Artikel 47 AGVO Investitionsbeihilfen für Ressourceneffizienz und zur Unterstützung 
des Übergangs zu einer Kreislaufwirtschaft 

1. Investitionsbeihilfen zur Förderung der Ressourceneffizienz und des Ressourcenkreis-
laufs sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von 
der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen 
des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind.  

2. Beihilfen werden für die folgenden Arten von Investitionen gewährt:  

a) Investitionen zur Verbesserung der Ressourceneffizienz durch mindestens eine der folgen-
den Möglichkeiten:  

i) eine Nettoverringerung des Ressourcenverbrauchs bei der Erzeugung einer bestimmten 
Produktionsmenge im Vergleich zu einem vom Empfänger angewandten bereits beste-
henden Produktionsverfahren oder im Vergleich zu in Absatz 7 aufgeführten anderen 
möglichen Vorhaben oder Tätigkeiten. Der Ressourcenverbrauch beinhaltet alle ver-
brauchten materiellen Ressourcen mit Ausnahme von Energie. Seine Verringerung wird 
durch Messung oder Schätzung des Verbrauchs vor und nach der Durchführung der 
Beihilfemaßnahme bestimmt, wobei etwaige Anpassungen aufgrund externer Bedingun-
gen, die sich auf den Ressourcenverbrauch auswirken können, zu berücksichtigen sind;  

ii) die Ersetzung primärer Roh- oder Ausgangsstoffe durch sekundäre (wiederverwendete 
oder verwertete, einschließlich recycelter) Roh- oder Ausgangsstoffe;  

b) Investitionen in die Vermeidung und Verringerung des Abfallaufkommens, die Vorbereitung 
zur Wiederverwendung, die Dekontamination und das Recycling des vom Empfänger er-
zeugten Abfalls oder Investitionen in die Vorbereitung zur Wiederverwendung, die Dekon-
tamination und das Recycling des von Dritten erzeugten Abfalls, der andernfalls nicht ver-
wendet, beseitigt, einer niedrigeren Stufe der in Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2008/98/EG 
genannten Abfallhierarchie entsprechend oder weniger ressourceneffizient behandelt 
würde oder zu einer geringeren Qualität des Recycling-Outputs führen würde;  
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c) Investitionen in die Sammlung, Sortierung, Dekontamination, Vorbehandlung und Behand-
lung anderer Produkte, Materialien oder Stoffe, die vom Empfänger oder von Dritten erzeugt 
werden und andernfalls nicht verwendet oder weniger ressourceneffizient verwertet wür-
den; 

d) Investitionen in die getrennte Sammlung und Sortierung von Abfall mit Blick auf dessen 
Vorbereitung zur Wiederverwendung oder das Recycling.  

3. Beihilfen für auf Energieerzeugung ausgerichtete Abfallbeseitigungs- und Abfallverwer-
tungsverfahren sind nicht nach diesem Artikel von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 
3 AEUV freigestellt.  

4. Die Beihilfe befreit Unternehmen, die Abfall erzeugen, weder von Kosten oder Ver-
pflichtungen im Zusammenhang mit der Abfallbehandlung, die sie nach Unionsrecht oder na-
tionalem Recht einschließlich Regelungen der erweiterten Herstellerverantwortung tragen 
bzw. erfüllen müssen, noch von Kosten, die als normale Kosten eines Unternehmens anzuse-
hen sind.  

5. Die Beihilfe darf keinen Anreiz für die Erzeugung von Abfall oder einen höheren Res-
sourcenverbrauch bieten.  

6. Investitionen in Technologien, die unionsweit Gegenstand bereits rentabler etablierter 
Geschäftspraktiken sind, sind nicht nach diesem Artikel von der Anmeldepflicht nach Artikel 
108 Absatz 3 AEUV freigestellt.  

7. Beihilfefähig sind die Investitionsmehrkosten, die sich aus einem Vergleich der Ge-
samtinvestitionskosten des Vorhabens mit denen eines Vorhabens oder einer Tätigkeit erge-
ben, die weniger umweltfreundlich sind, d. h. aus einem Vergleich mit einer der folgenden 
Situationen:  

a) einem kontrafaktischen Szenario einer vergleichbaren und ohne Beihilfe realistischen In-
vestition in ein neues oder bereits bestehendes Produktionsverfahren, mit der nicht das-
selbe Maß an Ressourceneffizienz erreicht wird;  

b) einem kontrafaktischen Szenario, bei dem die Abfallbehandlung entsprechend einer niedri-
geren Stufe der in Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2008/98/EG genannten Abfallhierarchie 
oder eine weniger ressourceneffiziente Behandlung des Abfalls, anderer Produkte, Materi-
alien oder Stoffe stattfindet; 

c) einem kontrafaktischen Szenario einer vergleichbaren Investition in einen herkömmlichen 
Produktionsprozess, bei dem primäre Roh- oder Ausgangsstoffe eingesetzt werden, wobei 
das hergestellte (wiederverwendete oder recycelte) Sekundärprodukt und das Primärpro-
dukt technisch und wirtschaftlich gegeneinander substituierbar sind.  

In allen in Unterabsatz 1 aufgeführten Situationen besteht das kontrafaktische Szenario in ei-
ner Investition mit vergleichbarer Produktionskapazität und Lebensdauer, die den bereits gel-
tenden Unionsnormen entspricht. Das kontrafaktische Szenario muss im Hinblick auf die recht-
lichen Anforderungen, die Marktbedingungen und die Anreize glaubwürdig sein.  

Handelt es sich bei der Investition um die Installation einer zusätzlichen Komponente für eine 
bereits bestehende Anlage und gibt es kein weniger umweltfreundliches Äquivalent zu dieser 
Investition oder kann der Antragsteller nachweisen, dass ohne die Beihilfe keine Investition 
getätigt werden würde, so sind die gesamten Investitionskosten beihilfefähig.  

8. Die Beihilfeintensität darf 40 % der beihilfefähigen Kosten nicht überschreiten. Bei klei-
nen Unternehmen kann die Beihilfeintensität um 20 Prozentpunkte, bei mittleren Unternehmen 
um 10 Prozentpunkte erhöht werden.  



 

13 

 

9. Die Beihilfeintensität kann bei Investitionen in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 
3 Buchstabe a AEUV um 15 Prozentpunkte und bei Investitionen in Fördergebieten nach Arti-
kel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV um 5 Prozentpunkte erhöht werden.  

10. Für Investitionen, die sicherstellen sollen, dass angenommene und in Kraft getretene 
Unionsnormen erfüllt werden, werden keine Beihilfen nach diesem Artikel gewährt. Beihilfen 
nach diesem Artikel können für Investitionen gewährt werden, die auf die Erfüllung von ange-
nommenen, aber noch nicht in Kraft getretenen Unionsnormen abzielen, sofern die Investition 
spätestens 18 Monate vor Inkrafttreten der Norm durchgeführt und abgeschlossen wird 

 

5.2 Artikel 49 AGVO Beihilfen für Studien und Beratungsleistungen in den Bereichen 
Umweltschutz und Energie 

1. Beihilfen für Studien oder Beratungsleistungen, einschließlich Energieaudits, die sich 
unmittelbar auf nach diesem Abschnitt beihilfefähige Investitionen beziehen, sind im Sinne des 
Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach 
Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Artikels 
und des Kapitels I erfüllt sind.  

2. Betrifft die gesamte Studie oder Beratungsleistung Investitionen, die nach diesem Ab-
schnitt beihilfefähig sind, so sind die Kosten für die Studie oder die Beratungsleistung beihilfe-
fähig. Betrifft nur ein Teil der Studie oder Beratungsleistung Investitionen, die nach diesem 
Abschnitt beihilfefähig sind, so sind die Kosten für den Teil der Studie oder der Beratungsleis-
tung, der sich auf diese Investitionen bezieht, beihilfefähig.  

2a. Die Beihilfe wird unabhängig davon gewährt, ob auf die Ergebnisse der Studie oder der 
Beratungsleistung eine Investition folgt, die nach diesem Abschnitt beihilfefähig ist.  

3. Die Beihilfeintensität darf 60 % der beihilfefähigen Kosten nicht überschreiten.  

4. Bei Studien oder Beratungsleistungen im Auftrag kleiner Unternehmen kann die Beihil-
feintensität um 20 Prozentpunkte, bei Studien oder Beratungsleistungen im Auftrag mittlerer 
Unternehmen um 10 Prozentpunkte erhöht werden.  

5. Keine Beihilfen werden für Energieaudits gewährt, die durchgeführt werden, um der 
Richtlinie 2012/27/EU nachzukommen, es sei denn, das Energieaudit wird zusätzlich zu dem 
mit der Richtlinie verbindlich vorgeschriebenen Energieaudit durchgeführt. 

Als maximaler Betrag der Subvention (Anmeldeschelle) gemäß Art. 4 Abs. 1s) der Verordnung 
(EU) Nr. 651/2014 gilt für Investitionsvorhaben für den Umweltschutz, 30 Mio. Euro pro Unter-
nehmen und Jahr. 

Sofern die in Ziffer 5 genannten Äquivalente und Schwellen im Richtlinientext eingeschränkt 
wurden, gelten die einschränkenden Regelungen des Richtlinientextes.  

 

6. Besonderheiten zum Verfahren 

Vor Beginn der Arbeiten für das Vorhaben oder die Tätigkeit hat der Zuwendungsempfänger 
einen schriftlichen Antrag zu stellen, der mindestens die folgenden Angaben enthält: 

a) Name und Größe des Unternehmens, 

b) Beschreibung des Vorhabens mit Angaben zum Beginn und Abschluss des Vorhabens, 

c) Standort des Vorhabens, 

d) Kosten des Vorhabens, 
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e) Art der beantragten Beihilfe (z.B. Zuschuss, Darlehen, Garantie, rückzahlbarer 
Vorschuss),  

f) Höhe der für das Vorhaben benötigten öffentlichen Finanzierungen. 

Auf dieses Erfordernis kann verzichtet werden, sofern die Voraussetzungen des Artikel 6 Abs. 
5 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 erfüllt sind. 

Der Zuwendungsempfänger ist darauf hinzuweisen, dass ab einer Höhe der Förderung von 
100.000 EUR weitreichende Informations- und Veröffentlichungspflichten einzuhalten sind. 
Diese umfassen unter anderem die Veröffentlichung des Namens des Zuwendungsempfän-
gers und der Unternehmensgruppe der er angehört, die Art des Unternehmens (KMU/großes 
Unternehmen), des Wirtschaftszweiges, die volle Höhe des Beihilfeelementes und weiterer 
relevanter Daten auf einer Website, die jedem Interessierten ohne Einschränkungen zugäng-
lich ist. 

Die Bewilligungsstelle führt ausführliche Aufzeichnungen mit den Informationen und einschlä-
gigen Unterlagen, die notwendig sind, um feststellen zu können, dass alle Voraussetzungen 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 erfüllt sind. Diese Aufzeichnungen sind ab dem Tag, an 
dem die letzte Beihilfe auf der Grundlage dieser Richtlinie gewährt wurde, zehn Jahre lang 
aufzubewahren. Die Bewilligungsstelle übermittelt dem Richtliniengeber oder dem für das Bei-
hilfenrecht zuständige Ministerium auf dessen schriftliche Anfrage zeitnah alle erforderlichen 
Unterlagen, insbesondere die oben genannten Aufzeichnungen. 

 

 

 


